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An alle öffentlichen Schulen


 

	9 - 82020
	
	
	19. 03. 2007


Hinweise zur Benutzung von privaten Kraftfahrzeugen durch Lehrkräfte und Erziehungsberechtigte im Rahmen von schulischen Veranstaltungen, auf dem Schulweg / Arbeitsweg und im Rahmen des Schulbetriebs

Die versicherungs- und haftungsrechtlichen Konsequenzen für Erziehungsberechtigte und Lehrkräfte bei der Mitnahme von Schülerinnen und Schülern in privaten Kfz anlässlich schulischer Veranstaltungen und/oder auf dem Schulweg/Arbeitsweg sowie im Rahmen des Schulbetriebs sind Gegenstand häufiger Anfragen von Schulen. 

Die folgenden Ausführungen beziehen sich ausschließlich auf die haftungs- und versicherungsrechtlichen Konsequenzen, die aus einem Unfall während der Beförderung resultieren. Hierbei geht es insbesondere um Klärung der Fragen, wann und für welche beteiligten Personengruppen 

· gesetzlicher Unfallversicherungsschutz gegen Personenschäden

· Anspruch auf Erstattung von Sachschäden

· haftungsrechtliche Risiken

besteht bzw. bestehen.

Zum Versicherungsschutz / zur Haftung im Einzelnen:

Unproblematisch ist der Versicherungsschutz von Schülerinnen und Schülern gegen Personenschäden: 

Unabhängig von der Wahl des Beförderungsmittels besteht bei Schulfahrten, auf Schulwegen und bei Fahrten im Rahmen des Schulbetriebs für Heilbehandlungs- und Folgekosten gesetzlicher Unfallversicherungsschutz (Unfallversicherungsträger: GUV Hannover oder GUV Oldenburg).

Vor der Frage nach dem Unfallversicherungsschutz und der Schadenshaftung des Fahrzeugführers bzw. Fahrzeughalters (Lehrkraft/Erziehungsberechtigte) ist zunächst zu klären, ob das Schadensereignis während der Beförderung zu einer schulischen Veranstaltung anlässlich einer Schulfahrt, auf dem Schulweg/Arbeitsweg oder im Rahmen des Schulbetriebs eingetreten ist:

1.  Schulfahrten

Nach Ziffer 1.1 des Schulfahrtenerlasses (Erl. d. MK v. 10.01.2006 – SVBl. S. 38) sind Schulfahrten Schulveranstaltungen, mit denen definierte Bildungs- und Erziehungsziele verfolgt werden; dazu zählen auch Schüleraustauschfahrten und Schullandheimaufenthalte. 

Bei einer Schulfahrt ist die Fahrt als solche integrierter Bestandteil der Veranstaltung.

Jede Schulfahrt bedarf der Genehmigung des Schulleiters/der Schulleiterin nach den Bestimmungen des Schulfahrtenerlasses. 

Nach Ziffer 11.1 des Schulfahrtenerlasses sind zur Durchführung von Schulfahrten in der Regel öffentliche Verkehrsmittel oder Busse von Verkehrsunternehmen zu benutzen.

1.1   Benutzung eines privateigenen Kfz durch Erziehungsberechtigte

Die Beförderung der Schülerinnen und Schüler in privateigenen Kfz der Erziehungsberechtigten im Rahmen von Schulfahrten ist nach dem Schulfahrtenerlass grundsätzlich nicht vorgesehen und darf damit nicht organisatorische Voraussetzung für die Durchführung sein. Entscheidet sich jedoch die gesamte Elternschaft einer Klasse für die Beförderung der Schülerinnen und Schüler in privateigenen Kfz, kann die Schule dieses den Eltern nicht verwehren. Rechtlich ist die Entscheidung der Eltern als Ausübung des Rechtes der Erziehungsberechtigten auf eigenverantwortliche Wahl des Transportmittels für ihre Kinder zu bewerten. 

Die Genehmigung des Schulleiters/der Schulleiterin für die betreffende Schulfahrt sollte daher deutlich machen, dass die Organisation der Schulfahrt auch mit öffentlichen Verkehrsmitteln oder Bussen eines Transportunternehmens möglich gewesen wäre, die Elternschaft jedoch auf eigene Verantwortung die private Beförderung gewählt hat.

a) Schäden der Erziehungsberechtigten

· Es besteht kein gesetzlicher Unfallversicherungsschutz gegen Personenschäden.

· Es besteht weder ein Anspruch auf Erstattung von Sachschäden am Kfz noch sonstiger Sachschäden.

b) Haftung für Schäden von Schülerinnen und Schülern

· Die gesetzliche Schülerunfallversicherung umfasst Heilbehandlungs- und Folgekosten bei Personenschäden, nicht jedoch evtl. Schmerzensgeldforderungen.

· Im Falle von Schmerzensgeldforderungen sind diese an die nach nachstehenden Grundsätzen Verantwortlichen zu richten. 

· Der Fahrzeughalter bzw. dessen Kfz-Haftpflichtversicherung haftet unabhängig davon, ob der Unfall vom Fahrzeugführer schuldhaft verursacht wurde oder nicht. Ist der Fahrzeugführer gleichzeitig Fahrzeughalter und verursacht er einen Unfall, so haftet  er bzw. seine Kfz-Haftpflichtversicherung ebenfalls unabhängig vom Verschulden. Ist der Fahrzeugführer nicht gleichzeitig Fahrzeughalter, so haftet er direkt nur, wenn er den Unfall schuldhaft verursacht hat.

· Die vorstehend aufgeführten Haftungsgrundsätze gelten auch für eventuelle Sachschäden eines unfallgeschädigten Schülers.

· Der Schaden, der die Deckungssumme des Kfz-Haftpflichtversicherers übersteigt, wäre in diesen Fällen vom Fahrzeughalter bzw. im Falle eines schuldhaft verursachten Unfalls vom Fahrzeugführer selbst zu tragen. 

· Die gesetzliche Schülerunfallversicherung kann die nach obigen Grundsätzen Verantwortlichen ggf. zivilrechtlich in Anspruch nehmen. 

1.2   Benutzung eines privateigenen Kfz durch eine Lehrkraft

Nach Ziffer 11.1 des Schulfahrtenerlasses darf einer Lehrkraft die Benutzung des privateigenen Kfz  ausnahmsweise genehmigt werden, wenn dies für die Durchführung zwingend erforderlich ist. 

Die Mitnahme von Schülerinnen und Schülern durch die Lehrkraft ist hierbei grundsätzlich nicht vorgesehen. Nur im zwingend notwendigen Fall ist eine Mitnahme von Schülerinnen und Schülern ausnahmsweise zulässig. Ob die Benutzung des privateigenen Kfz durch die Lehrkraft zwingend erforderlich ist, hat die Schulleitung vor Antritt der Fahrt pflichtgemäß zu prüfen. Ein erhebliches dienstliches Interesse im Sinne des Reisekostenrechts begründet dies jedoch nicht.

a) Bezüglich Schäden der Lehrkraft bei Genehmigung als Dienstreise gilt folgendes:

· Die Lehrkraft ist als Fahrzeugführer gegen Personenschäden gesetzlich unfallversichert (§ 31 Abs. 1 Nr.1 BeamtVG/ Angestellte gem. SGB VII).

· Eine Sachschadenshaftung des Dienstherren für Schäden am KfZ ist nicht gegeben. Die Lehrkräfte sind bei der Genehmigung der Dienstreise hierauf hinzuweisen. Der Hinweis ist aktenkundig zu machen.

· Für sonstige Sachschäden von Lehrkräften – außer Schäden am eigenen Kfz - kann nach den beamtenrechtlichen Vorschriften Ersatz geleistet werden (entsprechende Anträge wären an die Landesschulbehörde, Dezernat 10 zu richten und im Einzelfall zu prüfen). Bei der Entscheidung über die Ersatzleistung für Sachschäden handelt es sich um eine Ermessensentscheidung. Ein Anspruch auf Ersatzleistung besteht nicht.

· Haftpflichtschäden können nicht erstattet werden, da es sich hierbei nicht um einen eigenen Sachschaden handelt.

b) Bezüglich Schäden der Schülerin oder des Schülers bei ausnahmsweiser Mitnahme gilt Folgendes:

· Die gesetzliche Schülerunfallversicherung durch den GUV umfasst Heilbehandlungs- und Folgekosten bei Personenschäden, nicht jedoch evtl. Schmerzensgeldforderungen. Die Lehrkraft sollte deshalb in jedem Falle im Vorfelde mit ihrer privaten Kfz- Versicherung schriftlich abklären, dass ausreichend Haftpflichtversicherungsschutz besteht.

· Im Einzelfall könnten gegen die Lehrkraft z.B. Regressansprüche des GUV oder ggf. des Landes in Betracht kommen. 

Bei der Mitnahme von Schülerinnen und Schülern durch Lehrkräfte im Rahmen schulischer Veranstaltungen ist auch die Aufsicht über die Schülerinnen und Schüler gem. § 62 NSchG zu gewährleisten.

Wegen der aus den vorstehend dargestellten Ausführungen zu entnehmenden haftungsrechtlichen Risiken, die sich für die einzelne Lehrkraft ergeben können, kann eine Lehrkraft nicht dazu verpflichtet werden, im Rahmen der Durchführung einer Schulveranstaltung selbst Schülerinnen und Schüler in einem Kfz zu befördern. Vielmehr obliegt dies ihrer freien Entscheidung.

2.   Schulweg/Arbeitsweg 

Dem Schulweg/ Arbeitsweg sind Fahrten zu Schulveranstaltungen gleichzustellen, die nicht integrierter Bestandteil dieser Veranstaltung sind. Dies gilt immer dann, wenn die schulische Veranstaltung am außerschulischen Lernort beginnt und endet. Hierzu zählen z.B. Fahrten von der Wohnung zu organisierten Arbeitsgemeinschaften, ausgelagertem Unterricht, Neigungs- und Förderkursen. 

Außerschulische Lernorte können i.d.R. nur solche sein, die für die Schülerinnen und Schüler auch zumutbar erreichbar sind, da ansonsten wohl immer davon ausgegangen werden muss, dass auch die Fahrt als solche integrierter Bestandteil der Fahrt und damit Schulfahrt i.S.d. Schulfahrtenerlasses ist.

2.1   Benutzung eines privateigenen Kfz durch Erziehungsberechtigte

Die Wahl des Beförderungsmittels zu schulischen Veranstaltungen, die nicht Schulfahrten i.S. des Schulfahrtenerlasses sind, ist den Schülerinnen und Schülern bzw. deren Erziehungsberechtigten, wie auch auf dem täglichen Weg von und zur Schule, freigestellt.

Die haftungs- und versicherungsrechtliche Rechtslage ist wie unter Ziffer I Nr.1 a) und b) zu beurteilen.

2.2   Benutzung eines privateigenen Kfz durch eine Lehrkraft

a) Schäden der Lehrkraft

· Gegen Personenschäden besteht gesetzlicher Unfallversicherungsschutz.

· Für Sachschäden am privateigenen Kfz kann Schadenersatz geleistet werden, wenn für die Benutzung des Kfz schwerwiegende Gründe vorlagen, z.B. Körperbehinderung, Dienstbeginn/Ende zur Nachtzeit, Dienst an verschiedenen Orten, ungenügende öffentliche Verkehrsverbindungen. Höchstbetrag im Rahmen der nicht gedeckten Kosten ist 332,34 Euro (zuständig ist die Landesschulbehörde, Dezernat 10).

· Für sonstige Sachschäden kann im Einzelfall nach den beamtenrechtlichen Vorschriften Ersatz geleistet werden (zuständig ist ebenfalls die Landesschulbehörde, Dezernat 10). 

b) Haftung für Schäden von Schülerinnen und Schülern

Hervorzuheben ist, dass bei der Mitnahme von Schüler/innen durch Lehrkräfte in dieser Fallkonstellation ausschließlich eine privatrechtliche Beziehung zwischen der Lehrkraft und der Schülerin/dem Schüler vorliegt.

· Schmerzensgeldforderungen richten sich unmittelbar gegen den Fahrzeugführer, sofern er den Unfall schuldhaft verursacht hat, und/oder gegen den Fahrzeughalter bzw. dessen Kfz-Haftpflichtversicherung. Gleiches gilt bei evtl. Sachschäden eines unfallgeschädigten Schülers. 

· Der Fahrzeughalter bzw. seine Kfz-Haftpflichtversicherung und der Fahrzeugführer, der den Unfall schuldhaft verursacht hat, können ggf. zivilrechtlich durch die gesetzliche Schülerunfallversicherung in Anspruch genommen werden.

· Ein (gesetzlicher) Haftungsausschluss für fahrlässiges Verhalten gegenüber Schülerinnen und Schülern bei Unfällen auf dem Arbeitsweg besteht nicht.

· Der Schaden, der die Deckungssumme des Kfz-Haftpflichtversicherers übersteigt, wäre in diesen Fällen vom Fahrzeughalter bzw. vom schuldhaft handelnden Fahrzeugführer selbst zu tragen.

3.   Fahrten innerhalb des Schulbetriebs

Fahrten im Rahmen des Schulbetriebs sind immer diejenigen Fahrten, die zur planmäßigen Durchführung des Unterrichts zwingend erforderlich sind. Dies ist z.B. dann der Fall, wenn die Schule keine Sporthalle hat und die Schülerinnen und Schüler wegen der Entfernung zu einer Sportanlage gefahren werden müssen. Gleiches gilt z.B. für den Transport zu einer Werkstatt bei einer benachbarten Schule, die zur Durchführung des Unterrichts genutzt werden muss, oder zum Schwimmbad zur Durchführung des Schwimmunterrichtes. 

Diese Fahrten fallen in die Zuständigkeit des Schulträgers (§ 113 NSchG), d.h. der Schulträger hat die Durchführung dieser Fahrten zu gewährleisten. Es handelt sich hier um eine reine Schulträgerangelegenheit.

Die Schule muss deshalb mit dem Schulträger abstimmen, unter welchen Voraussetzungen die Benutzung von privaten Kfz akzeptiert bzw. finanziert wird. 

Erstattungen für Lehrkräfte bei Unfällen kommen dann in Betracht, wenn es sich um genehmigte Dienstreisen handelt, für die im Rahmen der Genehmigung ein erhebliches dienstliches Interesse anerkannt worden ist. Über die Erstattung von Sachschäden (auch Kfz) ist im Einzelfall gemäß den einschlägigen Anspruchsgrundlagen, § 32 BeamtVG bzw. § 96 NBG, zu entscheiden.

Bezüglich Schäden der Schülerin oder des Schülers gelten die Ausführungen unter Ziffer 1.2 b) entsprechend. 

Für weitere Fragen stehen Ihnen die bekannten Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner im Dezernat 9 der Landesschulbehörde zur Verfügung.
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